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Kenntnisnahme der Niederschrift zur Sitzung des Jugendhilfeausschusses
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Beratungsfolge
Gremium TOPNr. Sitzungstermin

einstimmig geändert Gegenstimmen
Beratungsergebnis

1. 28.11.2022Jugendhilfeausschuss 1

2,

[] Beschlussvorschlag Kenntnisnahme (kein Beschluss)

Der Jugendhilfeausschuss nimmt von der Niederschrift zur Sitzung des Jugendhilfeausschusses vom
04.04.2022 Kenntnis.

Vorlagebericht

Die Niederschrift zur Sitzung des Jugendhiffeausschusses vom 04.04.2022 wurde den Ausschussmit-
gliedern mit Schreiben vom 14.04.2022 zugesandt.
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Betreff Anlagen

1 Entwurf des Ju-Entwurf des Jugendhilfehaushalts für das Haushaltsjahr 2023
gendhilfehaushalts
2023

Beratungsfolge
TOPNr. Gremium Sitzungstermin

einstimmig geändert Gegenstimmen
Beratungsergebnis

1. 28.11.2022 2Jugendhilfeausschuss

2. Kreisausschuss

3. Kreistag

D

RX Beschlussvorschlag Kenntnisnahme (kein Beschluss)

Der Entwurf des Jugendhilfehaushalts 2023 wird dem Kreisausschuss und dem Kreistag wie vorgelegt
empfohlen.

Die Verwaltung wird beauftragt, den Entwurf des Jugendhilfehaushalts bis zur Vorlage an den Kreis-
ausschuss und den Kreistag zur Beschlussfassung über den Haushalt 2023 entsprechend derweiteren
Entwicklung anzupassen.

Vorlagebericht

Der Zuschussbedarf im Jugendhilfehaushalt beläuft sich voraussichtlich auf 11.449.750,00 € in 2023
gegenüber 10.158.300,00 € für 2022, d. h. es kann momentan von einem Mehrbedarf i. H. v.
1.291.450,00 € gegenüber dem Vorjahr ausgegangen werden.

Der Pro-Kopf-Zuschussbedarf je Einwohner des Landkreises (ausgehend von 104.225 Einwohnern It.

Statistischem Landesamt) beträgt im Jahr 2023 109,86 € gegenüber 97,47 € im Vorjahr 2022.

Bedingt durch die steigenden Energie- und Lebensmittelpreise und die zu erwartenden tariflichen Er-
höhungen ist im Haushaltsjahr 2023 mit erheblichen Steigerungen sowohl bei den Tagessätzen für die
stationären Hilfen als auch bei den Stundensätzen für die ambulanten Hilfen zu rechnen. Auch die nach
wie vor steigenden Fallzahlen gegenüber den Vorjahren machen eine Erhöhung der Haushaltsansätze
erforderlich. Daher müssen insbesondere bei den Haushaltsstellen 45340.77130 (Aufwendungen für



Unterbringungen in der Mutter-Kind-Einrichtung), 45540.76290 (Aufwendungen für die Sozialpädago-
gische Familienhilfe), 45600.76280 (Aufwendungen für Schulbegleitungen), 45600.77130 (Aufwendun-
gen für seelisch behinderte Kinder in Heimen bis zur Volljährigkeit), 45600.77140 (Aufwendungen für
seelisch behinderte Kinder in teilstationären Einrichtungen bis zur Volljährigkeit) und 45610.77131 (Auf-
wendungen für seelisch behinderte junge Volljährige in Heimen) die Haushaltsansätze im Vergleich
zum Vorjahr deutlich angepasst werden.

Im Haushaltsjahr 2023 ist mit weiteren neuen Zuweisungen von unbegleitet minderjährigen Flüchtlin-
gen zu rechnen. Da die Aufwendungen für diese Hilfen vollständig vom Freistaat Bayern erstattet wer-
den, sind sowohl die Ansätze bei den Einnahme- als auch bei denAusgabehaushaltsstellen zu erhöhen
(45570.16254, 45570.77132, 45610.16254, 45610.77133).

Beim Zuschuss an die Katholische Jugendfürsorge der Diözese Regensburg e.V. (KJF} für die Erzie-
hungsberatungsstelle ist mit einer Steigerung gegenüber dem Vorjahr um 100.000 € aufgrund der neu
geschaffenen Räumlichkeiten und der damit verbundenen Erhöhung der Sachkosten zu rechnen. Da-
her wird im Haushaltsjahr 2023 der Ansatz auf 420.000 € erhöht (Haushaltsstelle 46500.70040).

Hinsichtlich der Amtsvormundschaften erfolgt künftig eine Kooperation mit der Stadt Amberg. Hierfür
wurde eine neue Haushaltstelle geschaffen (40700.67220), bei der im Haushaltsjahr 2023 Mittel in
Höhe von 10.000 € einzuplanen sind.

Insgesamt verläuft das Haushaltsjahr 2022 im Wesentlichen planmäßig.



2023 Erklärungen / Begründungen Einnahmen Ausgaben
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2023 Erkiärungen Begründungen Einnahmen Ausgaben
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Ausbau der Jugendsozialarbeit an Schulen;
Bedarfsfeststellung für die Grund- und Mittelschule Auerbach und für die Mit-
telschule Ensdorf

Beratungsfolge
Nr. Gremium TOP BeratungsergebnisSitzungstermin

einstimmig geändert Gegensiimmen

1. 28.11.2022 3Jugendhilfeausschuss

DI2.

& Beschlussvorschlag [] Kenntnisnahme (kein Beschluss)

Für die Grundschule Auerbach, die Mittelschule Auerbach sowie die Mittelschule Ensdorfwird jeweils
der Bedarf der Jugendsozialarbeit an Schulen für 50% einer Vollzeitstelle festgestellt.

Vorlagebericht

In den letzten Jahren wurde Jugendsozialarbeit an Schulen (JaS) an fast allen Mittelschulen des Land-
kreises Amberg Sulzbach, am Sonderpädagogischen Förderzentrum, am Beruflichen Schulzentrum
Sulzbach-Rosenberg, an zwei Grundschulen in Sulzbach-Rosenberg sowie mittlerweile auch an der
Walter-Höllerer-Realschule Sulzbach-Rosenberg installiert.

Die Jugendsozialarbeit an Schulen ist insbesondere seit Beginn der Corona-Pandemie stetig gefordert
und der Bedarf an dieser niederschwelligen Form der Unterstützung für die Kinder und Jugendlichen
nimmt weiterhin zu. Auch die aktuellen Krisen bedrücken vielfältig und strapazieren das Gefüge.

Den Fachkräften der Jugendsozialarbeit an Schulen kommt gerade in dieser Zeit eine tragende, aus-
gleichende und entlastende Rolle zu, da sie Schüler*innen in schwierigen Zeiten begleiten und indivi-
duelle Problemlagen in einem vertrauensvollen Rahmen bearbeiten können.



Erste Ergebnisse der JuCo Ill-Studie - Erfahrungen junger Menschen während der Corona-Pandemie
im Winter 2021 des Forschungsverbunds „Kindheit - Jugend - Familie in der Corona-Zeit" verzeichnet
als markant:".
„Unterschiede in den Belastungen hängen nach den Ergebnissen unserer Studie u. a.
mit den verfügbaren finanziellen Mitteln und Ressourcen der jungen Menschen zusammen. Für Ju-
gendliche und junge Erwachsene, deren Geldsorgen seit der Pandemie gestiegen sind, fallen die Be-
lastungen, Zukunftsängste und Unsicherheiten gravierender aus."

Jugendliche und junge Erwachsene, denen offene Räume fehlen und die ihren Hobbies
nicht nachgehen können, geben ebenfalls an, erheblich belastet zu sein. Deutlich wird
in den Ergebnissen, dass soziale und psychische Belastungen sowie Zukunftsängste
dadurch beeinflusst werden, welche Optionen Jugendliche haben, mit ihren Krisenkonstellationen um-

zugehen und wer ihnen dabei hilft.

Der Wandel des gesellschaftlichen Umfelds, der Familienstrukturen und der sozialen Bindungen hat
Auswirkungen auf die Situation der Schüler*innen. Dies ist auch an der Dr.-Heinrich-Stromer-Grund-
schule Auerbach nicht zu bestreiten.
Derzeit besuchen knapp 326 Schüler*innen in insgesamt 12 Klassen die Grundschule. Der Anteil an
Schüler*innen mit Migrationshintergrund liegt dabei bei rund 21%.
Seit Beginn der Ukrainekrise sind die sozialen und emotionalen Belastungen der jungen Menschen,
wie an anderen Schulen, ebenfalls weiter gestiegen.
18% der Grundschüler*innen sind von Trennung/Scheidung der Eltern betroffen und in jeder Klasse
finden sich im Schnitt 3 bis 6 Kinder, deren Familie durch Armut belastet ist.
Darüber hinaus gab es im Schuljahr 2021/22 sechs Fälle von Schulverweigerung, z.T. begründet auf
Schulangst.

Die Schulleitung der Grundschule sieht einen hohen Bedarf an sozialpädagogischer Beratung und Un-
terstützung, um den Schüler*innen bei auftretenden Problemlagen und in akuten Konfliktsituationen
umgehend und angemessen zur Seite stehen zu können und somit individuelle Schwierigkeiten früh-

zeitig erkennen und ihnen entgegenwirken zu können. Gerade an den Grundschulen sei dies umso
wertvoller, da einer negativen bzw. risikobehafteten Entwicklung im späteren Lebensverlauf effektiv
vorgebeugt werden könne.

Statistisch gesehen kann man feststellen, dass sich 2021 die Anzahl der gewährten Sozialpädagogi-
schen Familienhilfen in Auerbach gegenüber dem Vorjahr mehr als verdoppelt. Lag der Eckwert, also
die Zahl der gewährten Hilfe/ 1000 Einwohner der jeweiligen Altersgruppe, im Jahr 2019 noch bei 3,8,
stieg er 2020 auf 4,5 und 2021 auf 10,3. Auffällig ist auch, dass sich die Anzahl der Vorgänge im Bereich
der Trennungs- und Scheidungsberatung mehr als verdoppelt hat. Suchten im Jahr 2020 rund 10 Eltern
Unterstützung im Rahmen der Trennung waren es 2021 25 Vorgänge.
Von den Beratungsangeboten für strafunmündige Kinder entfallen im Jahr 2021 20% derVorgänge auf
Auerbach.

Auch die Mittelschule Auerbach mit knapp 188 Schüler*innen in 11 Klassen weist einen deutlichen
Bedarf an einer Fachkraft für Jugendsozialarbeit an Schulen auf.
In den Jahren 2012 bis 2017 war an der Mittelschule Auerbach bereits eine Fachkraft für Jugendsozi-
alarbeit an Schulen tätig, die auch in dieser Zeit hohe Fallzahlen aufwies. Aus personellen und struktu-
reilen Gründen musste die Maßnahme jedoch beendet werden.
Trennung und Scheidung der Eltern, Migrationshintergrund und schulische Schwierigkeiten sind die

hauptsächlichen Belastungen, von welchen eine große Anzahl an Schüler*innen betroffen sind.

Die Schulleitung der Mittelschule Auerbach sieht die Schwerpunkte einer Jugendsozialarbeit an der
Schule vor allem in der Unterstützung bei sozial-emotionalen Belastungen und im Umgang mit massi-
ven Verhaltensauffälligkeiten und Aggressivität einzelner Schüler*innen.

1 Sabine Andresen, Anna Lips, Tanfa Rusack, Wolfgang Schröer, Severine Thomas, Johanna Wilmes, Verpasst? Verschoben?

Verunsichert? Junge Menschen gestalten Ihre Jugend In der Pandemie, Erste Ergebnisse der JuCo Ill-Studie - Erfahrungen jungerMen-

schen während der Corona-Pandemle Im Winter 2021



An derMittelschule Ensdorf habe sich in den letzten Jahren ebenfalls ein steigender Bedarf an Bera-
tung der Schüler*innen entwickeit, der durch die Lehrerschaft nicht mehr in ausreichendem Maße ab-
gedeckt werden kann.
Insgesamt werden an der Schule 114 Schüler*innen in 5 Klassen beschult.
Im vergangenen Schuljahr mussten 10 Verweise ausgestellt werden, darunter die Hälfte als verschärf-
ter Verweis. Auffälligkeiten im Verhalten der Schüler*innen sowie im sozialen Umgang nehmen aktuell
zu. Die Schulleitung sieht sich mit einer hohen Belastung konfrontiert, da sie mittlerweile fast täglich mit
Verhaltensproblemen und akuten Krisen einzelner Schüler*innen umgehen müsse.
Knapp 23% der Schüler*innen sind zudem mit der Trennung/Scheidung der Eltern konfrontiert oder
leben in einer Ein-Eitern-Familie. Auch diese Thematik kann zu einer Belastung der jungen Menschen
beitragen.
Durch den Einsatz einer JaS-Fachkraft könnten nach Einschätzung der Schulleitung die soziale In-
tegration und die Persönlichkeitsentwicklung benachteiligter Schüler*innen gefördert und dem steigen-
den Unterstützungsbedarf insgesamt Rechnung getragen werden.

Der allgemeine Sozialdienst des Kreisjiugendamtes berichtet ebenso, dass für die Mittelschule Ensdorf
eine JaS Fachkraft durchaus sinnvoll und erforderlich sei. Viele Jugendliche, die aktuell im Sozialdienst
betreut werden, hätten schon frühzeitig an diese niederschwellige Form der Unterstützung angebunden
werden und kritische Fallverläufe somit unter Umständen verhindert werden können.

Viele der Kinder und Jugendlichen sowohl in Auerbach als auch in Ensdorf sind von verschiedenen
Indikatoren betroffen und somit mehrfach belastet. Die Auswirkungen, die gerade auch durch die
Corona-Pandemie bedingt sind, werden sich statistisch erst noch in den nächsten Jahren zeigen. Die
damit einhergehenden Veränderungen und Situationen trugen und tragen immer noch ganz grundle-
gend zu einer Erhöhung der Zahlen belasteter Schüler*innen bei. Aktuelle Kinder- und Jugendstudien
lassen hier aber bereits vermuten, dass ein massiverMehrbedarf an pädagogischer Unterstützung und

psychosozialer Beratung zu decken sein wird.

In den drei genannten Schulen führen die steigenden Schülerzahlen, die Veränderungen im sozialen
Gefüge und die Intensität der Einzelfallarbeit zu einem entsprechend zunehmenden Bedarf an nieder-
schwelliger Beratung und Unterstützung in Form der Jugendsozialarbeit an Schulen.

Die Verwaltung empfiehlt aufgrund der genannten Ausführungen die Ausstattung der Grund- sowie der
Mittelschule Auerbach und der Mittelschule Ensdorf mit jeweils 50% einer Vollzeitstelle zum nächst-
möglichen Zeitpunkt.

Bei Feststellung des Bedarfs wie vorgeschlagen wird die Verwaltung bei der Regierung der Oberpfalz
die staatliche Förderung klären, um den Start zum nächstmöglichen Zeitpunkt vorzubereiten.
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Betreff Anlagen
Vereinbarung zwischen dem Landkreis Amberg-Sulzbach und der Kath. Ju- 1 Entwurf einer Ver-
gendfürsorge der Diözese Regensburg über die Förderung der Beratungs- einbarungstelle für Kinder, Jugendliche und Eltern (Erziehungsberatungsstelle) -
Änderung

Beratungsfolge
Nr, Gremium Sitzungstermin TOP

einstimmig geändert Gegensimmen
Beratungsergebnis

1. 28.11.2022 4Jugendhilfeausschuss D
2. 12.12.2022Kreistag o

Beschlussvorschlag Kenntnisnahme (kein Beschluss)
Dem Kreistag wird empfohlen, wie folgt zu beschließen:

Der Landrat wird ermächtigt, mit der Kath. Jugendfürsorge der Diözese Regensburg eine Vereinba-
rung über die Förderung der Beratungsstelle für Kinder, Jugendliche und Eltern in Amberg zu schlie-
Ren.

Vorlagebericht

Die Kath. Jugendfürsorge der Diözese Regensburg (KJF) ist Träger von Erziehungsberatungsstellenmit Ausnahme des Landkreises Neumarkt für alle Landkreise und Städte in der Oberpfalz und stellt
dieses Beratungsangebot damit flächendeckend sicher.

Finanziert werden die Beratungsstellen durch Zuschüsse des Freistaats Bayern und der Kommunen,sowie durch einen Eigenanteil, den die KJF einbringt. Konkret für die Beratungsstelle in Amberg, diedie Region Amberg/Amberg-Sulzbach versorgt, übernimmt die KJF bisher 20 % der Kosten. Vom
restlichen Aufwand wird der staatliche Zuschuss abgezogen und der dann verbleibende Betrag wird
nach Inanspruchnahme zwischen der Stadt Amberg und dem Landkreis Amberg-Sulzbach aufgeteilt.Daneben unterhält die KJF für den Landkreis insgesamt einen Stellenanteil von 100 % einer Vollzeit-
stelle zur ortsnahen Versorgung, die bislang nicht staatlich gefördert wird (50 % in Auerbach, 50 %
mit Sprechzeiten in Gemeinden des Landkreises).



Rechtsgrundtage für den Eigenanteil ist 8 74 Abs, 1 Halbs. 2 Nr. 4 SGB VIll, wonach die Träger der

öffentlichen Jugendhilfe die freie Jugendhilfe unter anderem dann fördern soll, wenn der Träger der

freien Jugendhilfe eine angemessene Eigenleistung erbringt.

Die Höhe dieses Eigenanteils Ist gesetzlich nicht geregelt.

Ende des Jahres 2021 ist die KJF an die Kommunen herangetreten und hat geltend gemacht, dass

der Eigenanteil in der bisherigen Höhe aufgrund von Kostensteigerungen und gleichzeitig Einnahme-

ausfällen nicht mehr getragen werden kann. In gleicherWeise haben sich auch andere Träger von

Erziehungsberatungsstellen bayernweit artikuliert.

In der Oberpfalz hat man sich zwischen den Jugendämtern und mit der KJF dahingehend abge-

stimmt, dass eine oberpfalzweit einheitliche Lösung verhandelt werden soll, Ziel ist es, die Vielfalt der

Modalitäten in der Oberpfalz (von 0 - 20 % Eigenanteil für die einzelne Personalstelle) aufzulösen

und die Förderkulisse zu harmonisieren.

Als Ergebnis der Verhandlungen hat man sich mit der KJF verständigt, dass künftig für alle Stellen

vorbehaltlich der Beschlussfassung der maßgeblichen Gremien der Kommunen ein einheitlicher Ei-

genanteil von 10 % gelten soll. Dies ist ein Wert, der sich bei transparenter Darstellung durch die KJF
als angemessen erweist, der sich im Wesentlichen deckt mit einschlägigen Kommentarmeinungen

zum SGB Vili und gegen den auch der Bayerischen Landkreistag als Kommunaler Spitzenverband

keine Einwände erhoben hat.

Für den Landkreis Amberg-Sulzbach bedeutet dies bereinigt Mehrkosten In Höhe von ca. 23.000,- €.

Wenn der Zuschuss für das Jahr 2023 nochmal höher anzusetzen ist, so liegt dies an den allgemein

steigenden Personalkosten und der Preissteigerung und speziell für die Beratungsstelle in Amberg

an den steigenden Mietkosten. So zieht die Erziehungsberatungsstelle von der Dreifaltigkeitsstraße in

neue Räume in die Regensburger Straße um. Die Miete wiederum wurde seitens der Stadt Amberg

als ortsüblich erkannt und ist damit zu akzeptieren.



Vereinbarung

Zwischen

dem Landkreis Amberg-Sufzbach
vertreten durch Herrn Landrat Richard Reisinger

und

der Katholischen Jugendfürsorge der Diözese Regensburg e.V,
vertreten durch Herm Direktor Michael Eibl

wird folgende Vereinbarung geschlossen:

1. Die Katholische Jugendfürsorge unterhält in 92224 Amberg, Dreffaltigkeltsstraße 3, eine

Beratungsstelle für Kinder, Jugendliche, Eltern und andere Sorge-/Erziehungsberechtigte aus

der Stadt und dem Landkreis. Der Beratungsstelle sind weitere Außenstand-

orte/Außensprechstellen zugeordnet.

2. Inder Beratungsstelle werden insbesondere folgende Leistungen angeboten:

e Erziehungsberatung als Hilfe zur Erziehung ($ 28 des Achten Buchs

Sozialgesetzbuch (SGB VIII) und 88 27, 36, 41 SGB VIll)
e Beratung in allgemeinen Fragen der Erziehung und Entwicklung junger Menschen

($ 16 Abs. 1, $ 16 Abs. 2 Nr. 2 SGB VII)
e Beratung in Fragen der Partnerschaft ($ 17 Abs. 1 SGB VII)
e Beratung in Fragen der Trennung und Scheidung ($ 17 Abs. 2 SGB VIII)
« Beratung bei der Ausübung der Personensorge ($ 18 Abs. 1 SGB VIll)
« Beratung bei der Ausübung des Umgangsrechtes ($ 18 Abs. 3 SGB VIII)
e Beratung bei Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche

(8 35 a Abs, 1 Nr. 1 SGB VIII),
insb. jeweils auch in der Form des niedrigschwelligen Zugangs nach $ 36a Abs. 2 SGB VIll.

Die Tätigkeiten umfassen dabei auch das Angebot von Beratungen und

Informationsgesprächen in den Außenstellen, den Aufbau und die Pflege der Kontakte mit

Schulen, Kitas, ggfs. weiteren Stellen vor Ort.

Die Erziehungsberatungsstelle unterstützt bei Bedarf das Jugendamt fachlich (ggfs.

gemeinsame Interventionen, Mitarbeit der Beratungsstelle an Hilfeplanungen, fachliche

Stellungnahmen (soweit das erforderliche Einverständnis der Betroffenen vorliegt).
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Die Aufgaben, die Arbeitsweise und die Ausstattung der Beratungsstelle richten
sich zur Sicherung derQualität insbesondere nach den Vorschriften des Achten Buchs

Sozialgesetzbuch, nach der Bekanntmachung des Bayer. Staatsministeriums für Arbeit
und Sozialordnung, Famille und Frauen zur Förderung von Erziehungsberatungsstellen
vom 14. März 2022 Az. V2/6523.01-1/23 und nach den Fachlichen Empfehlungen zur

Erziehungsberatung als Hilfe zur Erziehung gem. $ 28 SGB Vil} vom 22.7.2020.

3

Die Katholische Jugendfürsorge stellt eine ganzjährige Öffnung der

Erziehungsberatungsstelle mit ausreichendem Fachpersonal sicher.

Im Interesse einer wirkungsvollen und erfolgreichen Zusammenarbeit, treffen sich
zudem mindestens einmal jährlich Vertreter der Vertragsparteien zu einem

Kooperations-/Reflexionsgespräch.

Die Beratungsstelle der Katholischen Jugendfürsorge steht im Rahmen ihrer

Leistungsfähigkeit allen Kindern, Jugendlichen, jungen Menschen, Eltern und anderen

Sorge-/Erziehungsberechtigten aus der Stadt und dem Landkreis zur Verfügung.

4

Aufnahme und Beratung erfolgen ohne Ansehen von Konfession und sozialer
Herkunft. Die Grundsätze der Freiwilligkeit, Anonymität und Vertraulichkeit werden

gewahrt. Bzol. des Schutzes von Daten gelten die jeweils einschlägigen
datenschutzrechtlichen Bestimmungen.

5.

Vom Jugendamtmit fachlicher Begründung/Indikation vermittelte Ratsuchende erhalten

schnellstmöglich einen ersten Gesprächstermin. Über Klienten, die vom

sozialoädagogischen Fachdienst des Jugendamtes an die Beratungsstelle vermittelt

wurden, erhält der sozialpädagogische Fachdienst mittels des beiliegenden Formblattes

(s. Anlage) Informationen. Soweit bei selbstaufsuchenden Personen die Hilfestellung
durch das Jugendamt als notwendig erachtet wird, hat die Beratungsstelle nach

beillegendem Formblatt zu unterrichten (s. Anlage 1), Dies gilt auch zur Abklärung von

Doppelberatungen.

6

Der Landkreis und die Katholische Jugendfürsorge sichern sich gegenseitig eine
vertrauensvolle und konstruktive Zusammenarbeit zu. Die Beratungsstelle arbeitet

eng mit dem sozialpädagogischen Fachdienst des Jugendamtes zusammen. Bei einem
Austausch zu Einzelfällen verpflichten sich die Vertragsparteien zur Einhaltung insb. der

jeweiligen datenschutzrechtlichen Bestimmungen.

T.

Die Zusammenarbeit lässt die Selbständigkeit der Beratungsstelle der Katholischen

Jugendfürsorge in Zielsetzung und Durchführung der Aufgaben sowie in der Gestaltung
ihrer Organisationsstruktur unberührt.

Die Katholische Jugendfürsorge legt bis zum 30.09. des laufenden Jahres dem
Landkreis ihren Zuschussantrag für das nächste Haushaltsjahr mit den
voraussichtlichen Gesamtelinnahmen und -ausgaben, gegliedert nach Personal-
und Sachausgaben, sowie einen Finanzplan vor, der des Einvernehmens des
Landkreises bedarf.

8
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11.
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14.
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Die Ermittlung der Zuschusshöhe erfolgt auf der Grundlage der anerkannten

Gesamtkosten. Diese setzen sich zusammen aus den Personal- und den Sachkosten.

In den Personalkosten sind

alle staatlich geförderten Fachkraftstellen für die Grundbesetzung der Beratungsstelle,

alle staatlich geförderten Stellen für aufsuchende Arbeit,

die seitens des Landkreises zusätzlich geschaffenen Fachkraftstellen,

sonstige vereinbarte Stellen für Praktikant'innen sowie Verwaltungs- und ggfs.

Reinigungskräfte
sowie die zentralen Personalkosten des Trägers berücksichtigt (s.a. Anlage 2/Beispie)).

9.

Von den anerkannten Gesamtkosten wird von der Katholischen Jugendfürsorge eine

freiwillige Eigenleistung von 10 % übernommen.

Nach Abzug

+ der Eigenleistung des Trägers,
des Staatszuschusses zu den zuwendungsfähigen Personalkosten und

+ etwaiger Leistungen Dritter

wird der verbleibende Restbetrag von der Kommune übernommen (aufgeschlüsselt

nach den Fallzahlen der Inanspruchnahme bei Beratungsstellen, die für Stadt und

Landkreis zuständig sind).

Aufgrund der angespannten Finanzsituation der Vertragspartnerwird der Kostenanstieg

auf das Notwendigste (z. B. Tarif- und Betriebskosten) begrenzt. Kostensteigerungen
-

soweit diese von der Katholischen Jugendfürsorge beeinflussbar sind - bedürfen der

vorherigen Absprache. Die Katholische Jugendfürsorge sichert eine sparsame und

kostenbewusste Wirtschaftsführung zu. Die Einstellung weiteren Personals oder eine

Ausweitung der Arbeitsstunden des derzeit beschäftigten Personals bzw. des

Arbeitsfeldes erfordert das vorherige Einvernehmen der des Landkreises; ebenso eine

übertarifliche Eingruppierung von Mitarbeitern.

Eine Neubesstzung der Leitung erfolgt im Benehmen mit dem Landkreis.

Der Träger der Einrichtung gewährt dem Landkreis auf Verlangen ein Einsichts- und

Prüfungsrecht in die Buchführungsunterlagen der Beratungsstelle.

Der Landkreis wird seinen Anteil an den Kosten entsprechend den Festsetzungen im

Haushalt zum 01.06. und 01.11. in 2 Jahresraten erbringen.

Die Katholische Jugendfürsorge sichert zu, dass die Vorgaben des $ 72a SGB VIII in

seiner jeweils gültigen Fassung eingehalten werden.

Ein Verwendungsnachweis und Tätigkeitsbericht ist jeweils bis 31.03. des folgenden

Jahres zeitgleich mit dem Verwendungsnachweis für den Freistaat Bayern zu erbringen.

Mit dem Abschluss dieser Vereinbarung werden alle bisher geschlossenen

Vereinbarungen außer Kraft gesetzt.
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15. Diese Vereinbarung tritt zum 01.01.2023 mit den Unterschriften der Vertragsparteien in
Kraft und ist zunächst bis 31.12.2027 befristet. Sie kann schriftlich mit einer Frist von
sechs Monaten zum Quartalsende von jeder Vertragspartei gekündigt werden.
Unberührt bleibt das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund.

16. Die Vertragsparteien verpflichten sich im Übrigen rechtzeitig - spätestens zum 30.6.2027
- in Verhandlungen zum Abschluss einer neuen Vereinbarung einzutreten.
Sollte bis zum 31.12.2027 keine neue Vereinbarung abgeschlossen worden sein, gilt
diese Vereinbarung bis zum Abschluss einer neuen Vereinbarung welter.

17. Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit
der Schriftform sowie der ausdrücklichen Bezugnahme auf diesen Vertrag und die zu
ändernde bzw. zu ergänzende Norm.

18. Jeder Vertragspartner erhält von diesem Vertrag eine gegengezeichnete Ausfertigung.

Ort, Datum Ort, Datum

Landkreis Amberg-Sulzbach Kath. Jugendfürsorge der Diözese
Regensburg e.V.



Anlage 1

Beratungsstelle für Träger:

Kinder, Jugendliche Katholische Jugendfürsorge
und Eltern der Diözese Regensburg e.V.

Vereinbarung
der Beratungsstelle der Katholischen Jugendfürsorge der Diözese Regensburg e.V. mit Sitz in
Amberg

und

Herrn/Frau
(Vorname, Name) (Geburtsdatum)

über

Mittellung aus der Beratung

an das Kreis-/Jugendamt der Stadt/des Landkreises

Ich bin damit einverstanden, dass die Beratungsstelle über folgende Sachverhalte Auskunft
geben kann:

Einverständnis des /Klienten/der Klientin Auskunft der Beratungsstelle über

der Klient/die Kfientin hat sich an unserer
Stelle gemeldet und ein Erstgespräch fand statt

der Klient/die Klientin ist bei uns noch in Beratung

die Beratung ist abgeschlossen

der Klient/die Klientin beabsichtigt, die Beratung
bei Bedarfwieder in Anspruch zu nehmen

der Klientin abgebrochen
U die Beratung wurde vonseiten des Klienten/

Diese Informationen können bei jeder Änderung der Beratung erteilt werden.

Datum:

Unterschrift des Klienten/der Klientin Für die Beratungsstelle

PS: Wenn der Klient bzw. die Klientin, die aufVeranlassung des Jugendamtes die Beratungsstelle aufgesucht hat,
nicht grundsätzlich in dieWeitergabe dieserAuskünfte einwilligt, teilt dies die Beratungsstelle dem Jugendamt
mit,



räger BEISPIEL
Kath. J ederDiozese R eV. Orlsansstt. 2a, 93955 Regensburg

Förde EB
2023

Personalkosten für feste Fachkraftsteilen mit Förgerung
staatl F astbelragLid Names, Vorname Berufsausbildung Zahl der ntgeht Beschältgungszeilraum Jahrasaufwand

Nr, und Funkbonen wöchenilichen Vergltungs- im laufenden Jahr inEuro in Euro 100 %

in der EB-Stells {von ... bis...)

16.745,00 €N.N Dipl.-Psychakogin 33.00 Std. 1b111 91.01,31,12.2023 91.300,00 €

DipL-Pädagogin 31,50 Std. 16/78 01.01.31.12.2023 78.200,00 € 15.857,00€

8.688,00 €N.N. DipL-Paychokogin 17,00 Std, 212 01.01..31.12.2023 32.000,00 4

N.N. Fsycholkogin M.A
23,30 Sid 2/1 01.01.-31.12.2023 43.000,00 € 11.823,00€

(Clinica) Psychology)

Soz.Päd, MA 81273 01.01.-31.12.2023 83.000,00 € 11.869,00€N.N 32,42 Sid.

A

Arbeitsstunden Besoldungsgrupps

2 N.N.

de Arbeit" mil FörderungPersonalkosten für feste Fachkr
Lrd Name, Vorname Berufsnusbikdung gungazeitraum Jshressufwand staall, Festbetrag
Nr. und Funktionen

Enig
laufenden Jahr In Euro In Eun 19 %

In der EB-Slalla PP (von ... bis...)

N.N. Dipl Sozialpkdagogin 19,50 Sid. 512/23 01.01.-31.12.2023 31.300,00 € 7.150,00 €

S1278 01.01.-31.12.2023 42.000,00 € 7.150,00 €N.N Dipl.SozieipAdegagan 18,50 S1d.

Zahl der
wöchentlichen Vergütungs-/

c Personalkosten für sonstige F Über Landkreis/Stadt
Lfd. Name, Vomame Berufasusbiktung Zahl der Entgelt? Beschäfigungszer

d [18 Fesibotrag
Nr. und Funktionen wöchentlichen Vergütungs-/ Im laufenden Jahr In Euro in Eur 100 %

In dar EB-Stelle Arbeitsstunden |Besoldungsgruppe (von... bit...)

t INN. Schufugsndberater 6,74 Std, s12/6 04.01.-31.12.2023 11.009,00 € - €

2 |N.N. Schulugendberaler 5,74 S1d, Si2/B 01.01.-31.12.2023 11.000,00€ - €

E Sachkosten

1 Laufende Sach Betriebskosten sowie einmalige Koslen (z.B. Ergänzung ...)

+ Summe eteall.Fesibetrag
GESANTAUFWAND Porsona* und Sachkosten 656.472,00 €

abzdt. Staat. Zuschuss 13% von Fordersumnmie staällcher Festbetrag)

Inter Landereis f Stadt

29€

73.820,00 €

._427.204,80€
73.820,68 €

Ergänzend ggfs. Sonderverrochnung von Stellenantellen, sotern StadULandkreis unterschiedliche Stellenausstättung haben,

Seite 1 von 1



Landkreis - Landratsamt
Amberg-Sulzbach Beschlussvorlage

X öffentlich U nichtöffentlich

Sachgebiet - Sachbearbeiter Datum

42 - Regierungsrat Thomas Schieder 31.10.2022

Betreff Anlagen

Zweckvereinbarung zwischen dem Landkreis Amberg-Sulzbach und der Stadt 1 Entwurf einer
Amberg über die Führung der Amtsvormundschaften Zweckvereinbarung

Beratungsfolge
TOPNr. Gremium Sitzungstermin

einstimmig geändert Gegenstimmen
Beratungsergebnis

1. 28.11.2022 5Jugendhilfeausschuss

2. 12.12.2022Kreistag II IIZI

& Beschlussvorschlag U Kenntnisnahme (kein Beschluss)

Dem Kreistag wird empfohlen, wie folgt zu beschließen:

Der Landrat wird ermächtigt, mit der Stadt Amberg eine Zweckvereinbarung über die Führung der
Amtsvormundschaften wie im Entwurf vorgelegt zu schließen.

Vorlagebericht

Nach 8 2 Abs. 3 Nr. 11 SGB VII! in Verbindung mit $ 55 SGB Vill und $$ 1779 und 1786. 1787 BGB,
sowie $ 1913 BGB gehört die Führung von Vormundschaften und Pflegschaften zu den Aufgaben des
Jugendamts.

Aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung mit dem SkF Amberg e.V., der vom Bayerischen Landes-
jugendamt als Vormundschaftsverein gem. $ 1774 BGB anerkannt wurde, führt der SkF die bestellten
Vormundschaften und Pflegschaften.

Die gesetzlichen Amtsvormundschaften (Vormundschaften für die Kinder minderjähriger Eltern) wie-
derum können nicht von Einzelpersonen oder Vereinen wahrgenommen werden. Diese obliegen aus-
schließlich dem Jugendamit.

Nachdem sich die Zahl dieser gesetzlichen Amtsvormundschaften laufend auf einzelne Fälle be-
schränkt, wurden sie bislang dem Bereich Jugendhilfe im Strafverfahren zur Erledigung übertragen
und die dortigen Kolleginnen wurden nach $ 55 Abs. 2 Satz 1 SAGB VIII intern zu Vormündern be-
stellt.



Als Ausfluss des Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts sieht die ab
01.01.2023 in Kraft tretende Regelung des $ 55 Abs. 5 SGB VIll vor, dass die Aufgaben der
Pflegschaft und Vormundschaft funktionell, organisatorisch und personell von den übrigen Aufgaben
des Jugendamts zu trennen sind, Eine Erledigung durch Mitarbeiter*innen, die gleichzeitig mit ande-
ren Aufgaben betraut sind, ist somit nicht mehr zulässig.

Folglich ist dieser Bereich angesichts der beschriebenen Struktur innerhalb des Kreisjugendamts Am-
berg-Sulzbach nicht mehr sinnvoll regelbar, da der durchschnittliche Zeitanteil von 5 Wochenstunden
niemals durch eine Fachkraft, die keine anderen Aufgaben übernehmen darf, so organisisrt werden
kann, dass ein bedarfsgerechter Einsatz gewährleistet ist.

Die Verwaltung schlägt daher vor, die Möglichkeiten der kommunalen Zusammenarbeit zu nutzen, mit
der Stadt Amberg eine Zweckvereinbarung nach Art. 2 und 7 KommZG zu schließen und damit die
Aufgaben und Befugnisse der gesetzlichen Amtsvormundschaften der Stadt Amberg gegen Ersatz
der Kosten (jährliche Kosten ca. 10.000,- €) zu übertragen.

Das Familiengericht wurde über das Vorhaben in Kenntnis gesetzt und hat keine Einwände. Die not-

wendige rechtsaufsichtliche Genehmigung der Regierung der Oberpfalz ist beantragt.



Zweckvereinbarung

Zwischen dem

Landkreis Amberg-Sulzbach, vertreten durch Herrn Landrat Richard Reisinger,

und

der Stadt Amberg, vertreten durch Herrn Oberbürgermeister Michael Cerny,

wird gem. Art. 2 und Art. 7 des Gesetzes über die Kommunale Zusammenarbeit (KommZ6),
in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 1994 (GVBi S. 555), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 26.03.2019 (GVBi. S. 98), folgende

Zweckvereinbarung

geschlossen:

8 1 Übertragung von Aufgaben und Befugnissen

(1) Der Landkreis Amberg-Sulzbach überträgt der Stadt Amberg gemäß Art. 7 Abs. 2
KommZG mit Wirkung vom 01.01.2023 für die Fälle, in denen die Beschlussfassung
über den Eintritt der Amtsvormundschaft durch das Familiengericht nach dem
01.01.2023 erfolgt, die Aufgabe, in bis zu 5 Fällen gleichzeitig die gesetzlichen Amts-
vormundschaften des Jugendamts gem. 8$ 1786, 1787 BGB zu führen. Die Stadt
Amberg hält zur Aufgabenerfüllung pauschal 5 Personalstunden pro Woche vor.

(2) Zur Erfüllung dieser Aufgabe gehen alle notwendigen Befugnisse und Pflichten, die
mit der Ausübung der Vormundschaften verbunden sind und die sich aus den Rege-
lungen des BGB (insbesondere $ 1786 ff. BGB) und des SGB vu (insbesondere 88
55 - 58 SGB vu) ergeben, auf die Stadt Amberg über (Art. 8 Abs.1 KommZG).

8 2 Laufzeit, Kündigung

(1) Diese Zweckvereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Sie kann von je-
dem Vertragspartner unter Einhaltung einer Frist von 6 Monaten zum Ende eines Ka-
lenderjahres ordentlich gekündigt werden. Die Kündigung bedarf der Schriftform.

(2) Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund (Art. 14 Abs. 3 Satz 2 KommZ6G)
bleibt unberührt,
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$ 3 Kostenersatz

(1) Die Stadt Amberg erhält für die Übernahme der in & 1 genannten Aufgaben, Befug-
nisse und Pflichten Kostenersatz vom Landkreis Amberg-Sulzbach.

(2) Die Kosten für die Aufgabenerfüllung nach $ 1 werden vom Landkreis Amberg-Sulz-
bach vollumfänglich refinanziert. Grundlage sind die tatsächlich anteilig für die 5 Wo-
chenstunden anfallenden Personalkosten für eine Fachkraft, die zur Führung von
Vormundschaften qualifiziert ist (Beamter*in der 3. QE bis A11, Angestellte*r mit BL Il

bis EG 10, Dipl.Sozialpädagog*innen FH oder Sozialpädagog*innen BA bis S12
TVöD).

(3) Die Rechnungslegung durch die Stadt Amberg erfolgt jeweils zum 31. März des da-
rauffolgenden Kalenderjahres. Die Rechnungslegung enthält die Information 'über die
Anzahl der Fälle und die Dauer der einzelnen Fälle im Abrechnungsjahr.

8 4 Streitfälle

(1) Soweit diese Zweckvereinbarung keine Regelungen enthält, gelten die Bestimmun-

gen des KommZG.

(2) Die Vertragspartner verpflichten sich, stets so zusammenzuwirken, dass der Verein-
barungszweck gesichert ist. Dies gilt insbesondere auch dann, wenn sich die Grund-

lagen dieser Vereinbarung ohne Verschulden der Vereinbarungspartner so geändert
haben, dass es einem der Vereinbarungspartner auch unter Berücksichtigung der

beiderseitigen Interessen nicht mehr zumutbar ist, an dem jetzigen Inhalt der Verein-
barung festzuhalten.

(3) Bei Streitigkeiten über Rechte und Pflichten aus dieser Zweckvereinbarung soll zu-
nächst versucht werden, eine gütliche Einigung zu treffen. Kann eine Einigung nicht

herbeigeführt werden, ist die jeweilige Aufsichtsbehörde zur Schlichtung der Streitig-
keiten anzurufen.

(4) Die Einschaltung der vorgenannten Schlichtungsstelle ist zwingende Voraussetzung
vor Beschreitung des Rechtsweges.

8 5 Nebenabreden, Vertragsänderungen, Bericht

(1) Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Änderungen der Zweckvereinbarung be-
dürfen der Schriftform und der schriftlichen Zustimmung der Vereinbarungspartner.
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(2) Sollten eine odermehrere Bestimmungen dieser Vereinbarung nichtig sein oder
werden oder solite die Vereinbarung unvollständig sein, werden hiervon die übrigen
Bestimmungen nicht berührt.

(3) Die Vereinbarungspartner verpflichten sich im Falle des Absatzes 2 die nichtigen
Bestimmungen durch rechtlich und wirtschaftlich gleichwertige Regelungen zu erset-
zen. Im Falle nichtiger Bestimmungen oder der Unvollständigkeit sind angemessene
Regelungen zu vereinbaren, die dem am nächsten kommen, was die Vereinbarungs-
partner gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck des Vertrages gewollt haben
würden.

8 6 Genehmigung, Bekanntmachung, Inkrafttreten

(1) Die Zweckvereinbarung ist nach Vertragsunterzeichnung der Aufsichtsbehörde zur
Genehmigung vorzulegen.

(2) Die Zweckvereinbarung wird von der Aufsichtsbehörde mit ihrer Genehmigung in de-
ren Amtsblatt bekannt gemacht. Sie wird am Tag nach der amtlichen Bekanntma-
chung wirksam.

(3) Die Vereinbarungspartner informieren nach Genehmigung der Zweckvereinbarung
gemeinsam das Familiengericht in Amberg.

Amberg, den Amberg, den

Richard Reisinger Michael Cerny
Landrat Oberbürgermeister



Landkreis - Landratsamt
Amberg-Sulzbach Beschlussvorlage

öffentlich nichtöffentlich

Sachgebiet - Sachbearbeiter Datum

42 - Regierungsrat Thomas Schieder 31.10.2022

Betreff Anlagen

Modellprojekt zur Einführung eines Verfahrenslotsen nach $ 10b SGB Vill 1 Konzept

Beratungsfolge
Gremium TOPNr. Sitzungstermin

einstimmig geändert Gegenstimmen
Beratungsergebnis

1. 28.11.2022 6Jugendhilfeausschuss IZI EI
2.

OD Beschlussvorschlag &X Kenntnisnahme (kein Beschluss)

Der Landkreis Amberg-Sulzbach ist Modellstandort zur Erprobung der Aufgabenerfüllung von Verfah-
renslotsen.

Vorlagebericht

Am 01.01.2024 tritt $ 10b SGB VIII in Kraft. Dieser sieht vor, dass junge Menschen, die Leistungen
der Eingliederungshilfe erhalten oder wegen einer drohenden Behinderung geltend machen oder bei
denen solche Leistungsansprüche in Betracht kommen, sowie ihre Mütter, Väter, Personensorge- und
Erziehungsberechtigten bei der Antragstellung, Verfolgung und Wahrnehmung dieser Leistung einen

Anspruch auf Unterstützung und Begleitung durch einen Verfahrenslotsen haben.

Der Verfahrenstotse soll die Leistungsberechtigten bei der Verwirklichung von Ansprüchen auf Leis-
tungen der Eingliederungshilfe unabhängig unterstützen sowie auf die Inanspruchnahme von Rechten
hinwirken.

Erbracht wird diese Leistung durch den Träger der öffentlichen Jugendhilfe.

Daneben ist es Aufgabe des Verfahrenslotsen, den Träger der öffentlichen Jugendhilfe bei der Zu-
sammenführung der Leistungen der Eingliederungshilfe für junge Menschen in dessen Zuständigkeit
zu unterstützen. Dazu berichtet er halbjährlich insbesondere über Erfahrungen der strukturellen Zu-
sammenarbeit mit anderen Stellen und öffentlichen Einrichtungen, insbesondere mit anderen
Rehaträgern,



Diese komplexe Aufgabenstellung, die umfassende Kenntnisse des Reha-Rechts und gleichzeitig ein
pädagogisches Verständnis für die Belange der Betroffenen voraussetzt, soweit es um die Beratung,
Begleitung und Unterstützung geht, und die den Transformationsprozess hin zur inklusiven Jugend-
hilfe (einheitliche Zuständigkeit der Jugendhilfe für alle Kinder und Jugendlichen mit Behinderung ab
2028) begleiten und gestalten soll und bis dahin die Schnittstellen bereinigen helfen soll, wirft vielfäl-
tige Fragen auf.

Letztendlich geht es darum, ein praxisnahes und praktikables Aufgabenprofil zu beschreiben, um den
effizienten und gewinnbringenden Einsatz von Verfahrenslotsen zu gewährleisten.

So hat man sich in Bayern dafür entschieden, 10 Modellstandorte zu fördern. Das Landkreis Amberg-
Sulzbach hat sich mit beigefügtem Konzept beworben und das Entscheidungsgremium (Vertreter*in-
nen des Landesjugendhilfeausschusses, der Kommunalen Spitzenverbände, des Bayer. Landesju-
gendamts, des StMAS) hat entschieden, Amberg-Sulzbach als Modellstandort zu fördern. Konkret be-
läuft sich die Förderung auf einen Zuschuss in Höhe von 75.000,- €.

Die Stelle ist als Stabsstelle der Jugendamtsleitung organisiert und wird mit 2 erfahrenen Kolleg"in-
nen besetzt (80 % SozPäd und 20 % Beamtin der 3. QE).

Mit dem Projekt konnte im November 2022 mit insgesamt 60 % der Vollzeitstelle begonnen werden
und kann ab 01.03.23 auf 100 % aufgestockt werden.

Das Projekt wird vom Bayerischen Landesjugendamt begleitet.



KONZEPTSKIZZE:

MESELIPPROJEIKT
VERFAHRENSLOTSE IM
LANDKRES AMBERG-SULZBACH
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GRUNDLEGENDES

Der Landkreis Amberg-Sulzbach liegt im Westen des

Regierungsbezirks Oberpfalz und gehört zur Planungsregion

Oberpfalz-Nord. Er umfasst 27 Gemeinden und hat rund

103.000 Einwohner.

Die Reform des Kinder- und Jugendhilfegesetzes ist ein

Meilenstein für die Gleichbehandlung von Kindern und

Jugendlichen mit und ohne Behinderung. Das

Zusammenführen nicht nur von Leistungen, sondern auch

der Anspruch an ein inklusives Gestalten der

Rahmenbedingungen und Strukturen unter dem Dach der

Kinder- und Jugendhilfe ist Chance und Herausforderung zu

gleich. Im Kontext einer sich stetig und immer schneller

wandelnden Umwelt und Gesellschaft, müssen Strukturen

ganzheitlich betrachtet und agil entwickelt werden. Der

Verfahrenslotse soll in den Systemen Jugend- und

Eingliederungshilfe sowie deren Schnittstellen zu anderen

Bereichen durch partizipative, innovative Ansätze und

Methoden eine trag- und anpassungsfähige Struktur

entwickeln und etablieren.

Im Landkreis Amberg-Sulzbach wird daher eine Anbindung
des Verfahrenslotsen an die Jugendhilfeplanung forciert.

Dies hat zum Ziel sowohl die Leistungsstruktur, als auch die

Leistungsqualität aufeinander abzustimmen, bestehende

Angebote miteinander zu verzahnen bzw. diese mit den

beteiligten Trägern und Selbsthilfegruppen weiterzuent-

wickeln.



INHALTLICHE
AUSRICHTUNG

Gestaltung der Einzelfallberatung nach 5 10b Abs. 1

SGB VII - Verhältnis zu anderen Beratungsangeboten

Es wird durch den Verfahrenslotsen ein Wissensmanage-
ment innerhalb des Jugendamtes aufgebaut, welches es

möglich macht, dass die Beratung nach 8 10b Abs. 1 SGB
Vill durch die am Sozialraum orientierten Fachkräfte im

Allgemeinen Sozialdienst erfolgt. Bislang personen-
zentriertes Wissen muss für die gesamte Organisation
verfügbar sein und sich zu Organisationswissen entwickeln.
Ziel muss sein, alle Mitarbeiterinnen mittelfristig als
Verfahrenslotsen für die Beratungsleistung zu qualifizieren.
Um dem inklusiven Gedanken Rechnung zu tragen, benötigt
es Hilfen aus einer Hand, um Kinder, Jugendliche und ihre

Familien bedarfsgerecht zu unterstützen. Fachkräften im

Jugendamt muss das Wissen zur Verfügung stehen, das sie

hierfür benötigen.
Dabei werden die Anbieter bestehender Angebote nach 8

106 SGB IX und die EUTB partnerschaftlich miteinbezogen
und ein aufeinander abgestimmtes Netzwerk an

Beratungsangeboten entwickelt, dessen Qualität und

Reichweite regelmäßig evaluiert werden soll. Auch die
Prämisse des KJSG, dass Beratungsangebote künftig im

sozialen Nahraum von Familien erfolgen sollen, lässt sich
somit verstärkt in den Fokus rücken.

Dieser Ansatz bietet die Möglichkeit mit aktuell und

zukünftig knappen Personalressourcen umzugehen und die

Aufgabe möglichst nachhaltig in der Jugendhilfestruktur zu
verankern.



INHALTLICHE
AUSRICHTUNG

Systembezogene Unterstützung des Jugendamtes -

Unterstützung bei der Zusammenführung von

Leistungen / Kooperationen mit Leistungsträgern und

Angeboten nutzen und (weiter)entwickeln

Im Landkreis Amberg-Sulzbach hat die Anbindung des
Verfahrenslotsen an den Bereich der Jugendhilfeplanung
zum Ziel sowohl die Leistungsstrüktur, als ouch die

Leistungsqualitöt aufeinander abzustimmen, bestehende

Angebote miteinander zu verzahnen bzw. diese mit den

beteiligten Trägern und Selbsthilfegruppen partizipativ
weiterzuentwickeln.

Die Aufgabenstellung nach 8 10 b Abs.2 SGB Vill soll durch
einen gemeinsamen Innovationsprozess der Jugend- und

Eingliederungshilfe erfüllt werden, der zum Ziel hat,
bestehende separate Leistungssysteme, insbesondere

anderer Rehabilitationsträgern, aus einem inklusiven

Gedanken heraus gemeinsam neu zu entwickeln und bis

2028 im Landkreis Amberg-Sulzbach zu etablieren. Hierzu

werden die bestehenden Leistungen der Jugendhilfe, die

Leistungen der Eingliederungshilfe und die bestehenden
Strukturen in den Blick genommen und in Bezug auf ihren

flexiblen Einsatz sowie ihr Ineinandergreifen weiter-
entwickelt. Ein elementarer Punkt hierbei ist der Abbau von

Barrieren, die durch das System bedingt sind.
Dieser Ansatz ist zwar sehr viel weitreichender, als es die

Formulierung des Gesetzes vorsieht, aus unserer Sicht aber

notwendig, um eine nachhaltige Struktur sicherzustellen.



SI[RUKTURELLE
INFORMATIONEN

Zugang zu Betroffenen/ Leistungsberechtigten und Familien

Grundlegend ist der Aufbau einer gelingenden Angebots- und Informationsstruktur

für Betroffene und ihre Familien. Hierzu soll gemeinsam mit den entsprechenden

Selbsthilfegruppen, den Experten der Träger vor Ort sowie dem gemeinsamen
Bündnis Inklusion der Stadt Amberg und des Landkreises Amberg-Sulzbach sinnvolle

Strukturen erörtert werden und die Informationskanäle auf ihre Barrierefreiheit hin

überprüft und ggf. verändert werden. Die Informationen sollen auch durch die

Gemeindeverwaltungen im sozialen Nahraum verortet werden.

Der Zugang wird dabei von Kinder- und Jugendarbeit, über Familienbildung,

Kindertageseinrichtungen und den Leistungsbereich gedacht. Eine funktionierende

Struktur, in der Systembarrieren unter die Lupe genommen werden, ist Basis für die

Entwicklung einer inklusiven Ausrichtung der Kinder- und Jugendhilfe.



S[RUKTURELLE
INFORMATIONEN
Künftige Umsetzung der Lotsenfunktion

Der Verfahrenslotse soll insoweit planerisch ausgerichtet sein, als bereits jetzt ein

gelingender Übergang der Leistungssysteme geschaffen werden kann. Hierzu bedarf

es einer individuellen örtlichen Ausgestaltung der Strukturen und einer Basis für die

unabhängige Beratung von Betroffenen und ihren Familien. Bestehende

Befürchtungen, Stolpersteine und Barrieren müssen thematisiert werden, das bereits

vorhandene Wissen aus Eingliederungshilfe und Jugendhilfe gebündelt und z.T. neu

gedacht werden. Um diese Herausforderung meistern zu können, benötigt es einen

integrierten, partizipativen und agilen Planungsprozess. Der Verfahrenslotse soll

neben dem bedarfsgerechten Umbau der Struktur das für die Beratung notwendige
Wissen zusammentragen und bündeln. Nur so kann aus unserer Sicht die Basis

geschaffen werden, dass auch nach 2027 die Aufgabe nach 5 10a SGB VII durch die

Fachkräfte des Allgemeinen Sozialen Dienstes erfolgen kann und durch die

sozialräumliche Ausrichtung die Beratung im und für den jeweiligen sozialen Nahraum

gesichert ist.



SIRUKTURELLE
INFORMATIONEN
Künftige Kooperationen mit den Bezirken

Aktuell geht man in der Oberpfalz davon aus, dass die Zuständigkeiten für alle Kinder

und Jugendlichen mit Behinderung in Zukunft dezentral von den Jugendämtern
übernommen werden. Somit würden die Bezirke zuständig bleiben für den Bereich der

Erwachsenen.

Für unseren Projektprozess bedeutet das, dass in den Umgestaltungsprozess der

Leistungen das Wissen und die Erfahrung des Bezirks als Partner genutzt wird.

Darüber hinaus gilt es den Übergang zwischen den Zuständigkeiten der Kinder- und

Jugendhilfe und des Bezirks im Sinne eines gelingenden Schnittstellenmangements zu

gestalten.



STRUKTURELLE
INFORMATIONEN
Berufliche Qualifikation und persönliche Eignung der

eingesetzten Fachkräfte
M.A. Soziale Arbeit, Dipl. Soz. Päd. (FH) oder vergleichbar.
Mehrjährige Berufserfahrung in der Fallarbeit im Bereich der

Jugendhilfe bzw. Eingliederungshilfe, Erfahrung in

Jugendhilfeplanung, Beratung und oder Organisationsent-
wicklung.

Ansiedelung im Jugendamt und Arbeitsplatz
Organisatorisch wird der Verfahrenslotse angebunden an
die Stabstelle Jugendhilfeplanung der Jugendamtsleitung.
Diese nutzt derzeit ein Modell mobilen Arbeitens ergänzt
um flexibel nutzbare Räumlichkeiten in den verschiedenen

Liegenschaften der Landkreisverwaltung. Auch der
Verfahrenslotse soll diese Möglichkeit haben, da somit

vielfältige räumliche Möglichkeiten und barrierefrei

Zugänge ebenso wie leicht erreichbare Örtlichkeiten zur

Verfügung stehen. Die Funktion der Einzelfallberatung gem.
5 10 b Abs. 1 SGB Vlll, die durch den Allgemeinen
Sozialdienst stattfinden soll, kann ebenfalls in diesen
Räumlichkeiten bzw im Außendienst erfolgen.

Einbeziehung von Selbsthilfegruppen
Selbsthilfegruppen gemS 4a SGB VIll sollen bereits in die

Planung und Weiterentwicklung der Beratungstruktur
eingebunden werden. Darüber hinaus sind sie in die

geplante Evaluation miteinzubeziehen.

Die Teilnahme am Modellprojekt ist durch Kombination des
Verfahrenslotsen mit der Stabstelle Jugendhilfeplanung
sichergestellt. Im Bedarfsfall ist hier eine Vertretung
sichergestellt. Die Projektstelle ist unbefristet und dient der

Verstetigung des Veränderungsprozesses.



BESTEHENDE
KOOPERATIONEN
AEUEI DDE AEDECBBBAWF WEBEEN
KZADUIE

- LEBENSHILFE MIT FRÜHFÖRDERSTELLEN, SVE, KITAS,

BERATUNGSSTELLE, OFFENE BEHINDERTENARBEIT, SCHULE,

TAGESSTÄTTE UND BÜRO FÜR LEICHTE SPRACHE

- BERATUNGSSTELLE FÜR KINDER, JUGENDLICHE UND

ELTERN

- HEILPÄDAGOGISCHE PRAXIS

- BÜNDNIS INKLUSION VON STADT AMBERG UND

LANDKREIS AMBERG-SULZBACH MIT ALLEN PARTNERN

- OBERPFALZTREFFEN EINGLIEDERUNGSHILFE UND

JUGENDHILFE

- AGENTUR FÜR ARBEIT



Landkreis - Landratsamt
Amberg-Sulzbach Beschlussvorlage

IX öffentlich DO nichtöffentlich

Sachgebiet - Sachbearbeiter Datum

42 - Regierungsrat Thomas Schieder 30.10.2022

Betreff Anlagen

Jugendhilfeplanung - Sachstand

Beratungsfolge
Gremium TOPNr. Sitzungstermin

einstimmig geändert Gegenslimmen
Beratungsergebnis

1. Jugendhilfeausschuss 28.11.2022 7

2.

[] Beschlussvorschlag & Kenntnisnahme (kein Beschluss)

Der Jugendhilfeausschuss nimmt Kenntnis vom aktuellen Sachstand in der Jugendhilfeplanung.

Vorlagebericht

Die Jugendhilfeplanerin des Landkreises Amberg-Sulzbach, Frau Julia Schötz, unterrichtet die Ju-

gendhilfeausschussmitglieder mittels einer Präsentation über den aktuellen Sachstand in der Jugend-

hilfeplanung.

In diesem Zusammenhang wird zur Vorinformation der Ausschussmitglieder auf den JUBB-Ge-
schäftsbericht des Jahres 2021 als Datengrundlage hingewiesen, der aufder Internetseite des Land-

kreises unter Jugend und Familie/Dokumente (in der Seitenleiste) aufgerufen werden kann.



Landkreis - Landratsamt
Amberg-Sulzbach Beschlussvorlage

X öffentlich U nichtöffentlich

Sachgebiet - Sachbearbeiter Datum

42 - Regierungsrat Thomas Schieder 31.10.2022

Betreff Anlagen

Re;sist - Vorstellung der Jugendsuchtberatung der Caritas

Beratungsfolge
TOPNr. Gremium Sitzungstermin

einstimmig geändert Gegenstimmen
Beratungsergebnis

1. 28.11.2022 8Jugendhilfeausschuss J DI

BEE2.

[] Beschlussvorschlag &X Kenntnisnahme (kein Beschluss)

Der Jugendhilfeausschuss nimmt Kenntnis von der Arbeit der Beratungsstelle Re;sist der Caritas für
Jugendliche mit Suchtproblemen.

Vorlagebericht

Herr Treffert, der Leiter der Fachambulanz Amberg informiert den Jugendhilfeausschuss über die Ar-
beit der Jugendsuchtberatungsstelle.



Landkreis - Landratsamt
Amberg-Sulzbach Beschlussvorlage

RX] öffentlich nichtöffentlich

Sachgebiet - Sachbearbeiter Datum

31.10.202242 - Regierungsrat Thomas Schieder

Betreff Anlagen

Vorstellung der Fachstelle sexualisierte Gewalt des SkF

Beratungsfolge
TOPNr. Gremium Sitzungstermin

einstirnmig geändert Gegenstimmen
Beratungsergebnis

1. 28.11.2022 9Jugendhilfeausschuss III IZI

II IIZI2.

Beschlussvorschlag & Kenntnisnahme (kein Beschluss)

Der Jugendhilfeausschuss nimmt Kenntnis von der Arbeit der Fachstelle sexualisierte Gewalt des So-
zialdienstes katholischer Frauen.

Vorlagebericht

Die Beraterinnen Frau Marianna Neugirg und Frau Alina Benedikt stellen dem Jugendhilfeausschuss
die Arbeit der Fachstelle sexualisierte Gewalt des SkF vor.



Landkreis - Landratsamt
Amberg-Sulzbach Beschlussvorlage

DJ] öffentlich DO nichtöffentlich

Sachgebiet - Sachbearbeiter Datum

42 - Regierungsrat Thomas Schieder 31.10.2022

Betreff Anlagen

Sonstiges, Anträge und Anregungen

Beratungsfolge
TOPNr. Gremium Sitzungstermin

einstimmig geändert Gegensimmen
Beratungsergebnis

28.11.2022 101. Jugendhilfeausschuss II ICI

D D2.

[] Beschlussvorschlag Kenntnisnahme (kein Beschluss)

Vorlagebericht


